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A.	Teilungsgegenstand	
–  Auszugleichende	Anrechte	(§	2)	
–  Allgemeine	Bewertungsfragen	
–  Bezugsgröße	(§	5	Abs.	1)	
–  Bewertung	laufender	Versorgungen	(§	41)	
–  Behandlung	ruhender	Beamtenanrechte	
–  Arbeitsvertraglich	gleichgestellte	Vordienstzeiten	(§	40)	
–  Bewertung	bei	Invalidität	(§	28	analog?)	

Annex:	Fehlende	Ausgleichsreife	ausländischer	Anrechte	(§	19	Abs.	3)	
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Fahrplan	



A.	Teilungsgegenstand	
B.	Durchführung	der	internen	Teilung	
–  Überprüfung	der	Teilungsordnung	(§	11)	
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A.	Teilungsgegenstand	
B.	Durchführung	der	internen	Teilung	
C.	Durchführung	der	externen	Teilung	
–  Fondsgebundene	Anrechte	(§	14	Abs.	1,	4)	
–  Verzinsung	/	Aufzinsung	der	Zahlbetrags	
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A.	Teilungsgegenstand	
B.	Durchführung	der	internen	Teilung	
C.	Durchführung	der	externen	Teilung	
D.	Geringfügigkeit	(§	18)	bei	Tod	eines	Ehegatten	(§	31)	
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A.	Teilungsgegenstand	
B.	Durchführung	der	internen	Teilung	
C.	Durchführung	der	externen	Teilung	
D.	Geringfügigkeit	(§	18)	bei	Tod	eines	Ehegatten	(§	31)	
E.	Anpassung	der	Regelversorgung	wegen	Unterhalt	(§	32)	
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A.	Teilungsgegenstand	
B.	Durchführung	der	internen	Teilung	
C.	Durchführung	der	externen	Teilung	
D.	Geringfügigkeit	(§	18)	bei	Tod	eines	Ehegatten	(§	31)	
E.	Anpassung	der	Regelversorgung	wegen	Unterhalt	(§	32)	
F.	Schuldrechtlicher	VA	nach	der	Scheidung	
– Ausgleich	nach	Erhalt	einer	Kapitalzahlung		(§	22)	
–  Vereinbarungen	über	die	Ausgleichsrente	bei	§	25	
–  Schutz	des	Versorgungsträgers	nach	§	30	
– Auskunftsansprüche	gegenüber	dem	Versorgungsträger	
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A.	Teilungsgegenstand	
B.	Durchführung	der	internen	Teilung	
C.	Durchführung	der	externen	Teilung	
D.	Geringfügigkeit	(§	18)	bei	Tod	eines	Ehegatten	(§	31)	
E.	Anpassung	der	Regelversorgung	wegen	Unterhalt	(§	32)	
F.	Schuldrechtlicher	VA	nach	der	Scheidung	
G.	Abänderungsverfahren	
– Wesentliche	Wertänderung,	Sperrwirkung	des	§	51	Abs.	4	
–  Bezugspunkt	der	Wertänderung	in	der	gesetzlichen	Rentenvers.		
–  Tod	der	ausgleichspflichtigen	Person	(§	37)	
–  Tod	eines	Ehegatten	(§	31)	im	Abänderungsverfahren	(§	51)	
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A.	Teilungsgegenstand	
B.	Durchführung	der	internen	Teilung	
C.	Durchführung	der	externen	Teilung	
D.	Geringfügigkeit	(§	18)	bei	Tod	eines	Ehegatten	(§	31)	
E.	Anpassung	der	Regelversorgung	wegen	Unterhalt	(§	32)	
F.	Schuldrechtlicher	VA	nach	der	Scheidung	
G.	Abänderungsverfahren	
H.	Verfahrensfragen	
–  Antragsbefugnis	von	Sozialhilfeträgern	
–  Einlegung	der	Beschwerde	durch	den	Versorgungsträger	
–  Prüfungsumfang	bei	Beschwerde	durch	den	Versorgungsträger	
–  Beschwerdefrist	für	vergessene	Versorgungsträger	
–  Zulassungsfreie	Rechtsbeschwerde	bei	verworfener	Beschwerde	
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§	2	Auszugleichende	Anrechte	
	(2)	Ein	Anrecht	ist	auszugleichen,	sofern	es		

1.  durch	Arbeit	oder	Vermögen	geschaffen	oder	
aufrechterhalten	worden	ist,	...	
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(1)	Soweit	der	Schadenersatzanspruch	eines	Versicherten	
den	Anspruch	auf	Ersatz	von	Beiträgen	zur	Rentenversiche-
rung	umfasst,	geht	dieser	auf	den	Versicherungsträger	über,	
wenn	der	Geschädigte	im	Zeitpunkt	des	
Schadensereignisses	bereits	Pflichtbeitragszeiten	nachweist	
oder	danach	pflicht-versichert	wird	...	

§	119	SGB	X	-	Übergang	von	Beitragsansprüchen	



§	2	Auszugleichende	Anrechte	
	(2)	Ein	Anrecht	ist	auszugleichen,	sofern	es		

1.  durch	Arbeit	oder	Vermögen	geschaffen	oder	
aufrechterhalten	worden	ist,	...	
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Beitragspflichtige	Einnahmen	sind	
1.  bei	Personen,	die	gegen	Arbeitsentgelt	beschäftigt	

werden,	das	Arbeitsentgelt	aus	der	versicherungs-
pflichtigen	Beschäftigung	…,	

2.  bei	behinderten	Menschen	das	Arbeitsentgelt,		
mindestens	80	vom	Hundert	der	Bezugsgröße,	...	

§	162	SGB	VI	-	Beitragspflichtige	Einnahmen	Beschäftigter	
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(1)	Ein	Altersvorsorgevertrag	im	Sinne	dieses	Gesetzes	liegt	
vor,	wenn	zwischen	dem	Anbieter	und	einer	natürlichen	
Person	(Vertragspartner)	eine	Vereinbarung	in	deutscher	
Sprache	geschlossen	wird,	
	

…	die	dem	Vertragspartner	bis	zum	Beginn	der	Auszahlungs-	
phase	einen	Anspruch	gewährt,	
	

…	den	Vertrag	mit	einer	Frist	von	drei	Monaten	zum	Ende	
eines	Kalendervierteljahres	oder	zum	Beginn	der	Auszah-
lungsphase	zu	kündigen,	um	das	gebildete	Kapital	auf	einen	
anderen	auf	seinen	Namen	lautenden	Altersvorsorgevertrag	
mit	einer	Vertragsgestaltung	nach	diesem	Absatz	desselben	
oder	eines	anderen	Anbieters	übertragen	zu	lassen.	

§	1	Abs.	1	Nr.	10	b	AltZertG	



§	16	BetrAVG	-	Anpassungsprüfungspflicht	
	

(1)	Der	Arbeitgeber	hat	alle	drei	Jahre	eine	Anpassung	der	
laufenden	Leistungen	der	betrieblichen	Altersversorgung	
zu	prüfen	und	hierüber	nach	billigem	Ermessen	zu	entschei-
den;	dabei	sind	insbesondere	die	Belange	des	Versorgungs-
empfängers	und	die	wirtschaftliche	Lage	des	Arbeitgebers	
zu	berücksichtigen.	
(2)	Die	Verpflichtung	nach	Absatz	1	entfällt	wenn	

1.  der	Arbeitgeber	sich	verpflichtet,	die	laufenden	
Leistungen	jährlich	um	wenigstens	eins	vom	Hundert	
anzupassen	…	
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§	5	Bestimmung	von	Ehezeitanteil	und	Ausgleichswert	
	(1)  Der	Versorgungsträger	berechnet	den	Ehezeitanteil	des	

Anrechts	in	Form	der	für	das	jeweilige	Versorgungs-
system	maßgeblichen	Bezugsgröße,	insbesondere	also	
in	Form	von	Entgeltpunkten,	eines	Rentenbetrags	oder	
eines	Kapitalwerts.	

(2)  	…	
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§	45	Sondervorschriften	für	Anrechte	nach	dem	BetrAVG	
	(1)	Bei	einem	Anrecht	im	Sinne	des	Betriebsrentengesetzes	ist	

der	Wert	des	Anrechts	als	Rentenbetrag	nach	§	2	des	
Betriebsrentengesetzes	oder	der	Kapitalwert	nach	§	4	Abs.	5	
des	Betriebsrentengesetzes	maßgeblich.	…	
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§	2	BetrAVG	-	Höhe	der	unverfallbaren	Anwartschaft	
(1)	Bei	Eintritt	des	Versorgungsfalles	wegen	Erreichens	der	
Altersgrenze,	wegen	Invalidität	oder	Tod	haben	ein	vorher	
ausgeschiedener	Arbeitnehmer	…	und	seine	Hinterbliebenen	
einen	Anspruch	mindestens	in	Höhe	des	Teiles	der	ohne	das	
vorherige	Ausscheiden	zustehenden	Leistung,	der	dem	
Verhältnis	der	Dauer	der	Betriebszugehörigkeit	zu	der	Zeit	
vom	Beginn	der	Betriebszugehörigkeit	bis	zum	Erreichen	der	
Regelaltersgrenze	in	der	gesetzlichen	Rentenversicherung	
entspricht	…	



§	41	Zeitratierliche	Bewertung	einer	Anwartschaft	
	(1)	Befindet	sich	ein	Anrecht	in	der	Leistungsphase	und	wäre	

für	die	Anwartschaftsphase	die	unmittelbare	Bewertung	
maßgeblich,	so	gilt	§	39	Abs.	1	entsprechend.	
(2)	Befindet	sich	ein	Anrecht	in	der	Leistungsphase	und	wäre	
für	die	Anwartschaftsphase	die	zeitratierliche	Bewertung	
maßgeblich,	so	gilt	§	40	Abs.	1	bis	3	entsprechend.	Hierbei	
sind	die	Annahmen	für	die	höchstens	erreichbare	Zeitdauer	
und	für	die	zu	erwartende	Versorgung	durch	die	
tatsächlichen	Werte	zu	ersetzen.	
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§	5	Bestimmung	von	Ehezeitanteil	und	Ausgleichswert	
(2)	Maßgeblicher	Zeitpunkt	für	die	Bewertung	ist	das	Ende	
der	Ehezeit.	Rechtliche	oder	tatsächliche	Veränderungen	
nach	dem	Ende	der	Ehezeit,	die	auf	den	Ehezeitanteil	
zurückwirken,	sind	zu	berücksichtigen.	



§	56	BeamtVG	-	Zusammentreffen	von	
Versorgungsbezügen	

	(1)	Erhält	ein	Ruhestandsbeamter	aus	der	Verwendung	
im	öffentlichen	Dienst	einer	zwischenstaatlichen	oder	
überstaatlichen	Einrichtung	eine	Versorgung,	ruht	sein	
deutsches	Ruhegehalt	nach	Anwendung	von	§	14	Abs.	3	
in	Höhe	des	Betrages,	um	den	die	Summe	aus	der	
genannten	Versorgung	und	dem	deutschen	Ruhegehalt	
die	in	Absatz	2	genannte	Höchstgrenze	übersteigt	…		
Die	Versorgungsbezüge	ruhen	in	voller	Höhe,	wenn	der	
Ruhestandsbeamte	als	Invaliditätspension	die	Höchst-
versorgung	aus	seinem	Amt	bei	der	zwischenstaatlichen	
oder	überstaatlichen	Einrichtung	erhält.	…	
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§	40	Zeitratierliche	Bewertung	einer	Anwartschaft	
	(1)	Befindet	sich	ein	Anrecht	in	der	Anwartschaftsphase	und	

richtet	sich	der	Wert	des	Anrechts	nicht	nach	den	Grund-
sätzen	der	unmittelbaren	Bewertung	gemäß	§	39,	so	ist	der	
Wert	des	Ehezeitanteils	auf	der	Grundlage	eines	Zeit-Zeit-
Verhältnisses	zu	berechnen	(zeitratierliche	Bewertung).	
(2)	…	
(3)	Bei	der	Ermittlung	der	zu	erwartenden	Versorgung	ist	
von	den	zum	Ende	der	Ehezeit	geltenden	Bemessungs-
grundlagen	auszugehen.	§	5	Abs.	2	Satz	2	bleibt	unberührt.	
(4)	Die	zeitratierliche	Bewertung	ist	insbesondere	bei	
Anrechten	anzuwenden,	bei	denen	die	Höhe	der	Versorgung	
von	dem	Entgelt	abhängt,	das	bei	Eintritt	des	Versorgungs-
falls	gezahlt	werden	würde.	
(5)	....	 18	



§	28	Ausgleich	eines	Anrechts	der	
Privatvorsorge	wegen	Invalidität	

	(1)	Ein	Anrecht	der	Privatvorsorge	wegen	Invalidität	
ist	nur	auszugleichen,	wenn	der	Versicherungsfall	in	
der	Ehezeit	eingetreten	ist	und	die	ausgleichs-
berechtigte	Person	am	Ende	der	Ehezeit	eine	
laufende	Versorgung	wegen	Invalidität	bezieht	oder	
die	gesundheitlichen	Voraussetzungen	dafür	erfüllt.	
(2)	Das	Anrecht	gilt	in	vollem	Umfang	als	in	der	
Ehezeit	erworben.	
(3)	Für	die	Durchführung	des	Ausgleichs	gelten	die	
§§	20	bis	22	entsprechend.	
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§	19	Fehlende	Ausgleichsreife	
	(1)	Ist	ein	Anrecht	nicht	ausgleichsreif,	so	findet	

insoweit	ein	Wertausgleich	bei	der	Scheidung	nicht	
statt.	
§	5	Abs.	2	gilt	entsprechend.	
(2)	Ein	Anrecht	ist	nicht	ausgleichsreif,	

…	
4.	wenn	es	bei	einem	ausländischen,	zwischenstaat-	
				lichen	oder	überstaatlichen	Versorgungsträger	
				besteht.	

(3)	Hat	ein	Ehegatte	nicht	ausgleichsreife	Anrechte	nach	
Absatz	2	Nr.	4	erworben,	so	findet	ein	Wertausgleich	bei	
der	Scheidung	auch	in	Bezug	auf	die	sonstigen	Anrechte	
der	Ehegatten	nicht	statt,	soweit	dies	für	den	anderen	
Ehegatten	unbillig	wäre.	
(4)	Ausgleichsansprüche	nach	der	Scheidung	gemäß	den	
§§	20	bis	26	bleiben	unberührt.	
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A.	Teilungsgegenstand		
B.	Durchführung	der	internen	Teilung	
C.	Durchführung	der	externen	Teilung	
D.	Geringfügigkeit	(§	18)	bei	Tod	eines	Ehegatten	(§	31)	
E.	Anpassung	der	Regelversorgung	wegen	Unterhalt	(§	32)	
F.	Schuldrechtlicher	VA	nach	der	Scheidung	
G.	Abänderungsverfahren	
H.	Verfahrensfragen	
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Fahrplan	



§	11	Anforderungen	an	die	interne	Teilung	
	(1)	Die	interne	Teilung	muss	die	gleichwertige	Teilhabe	der	

Ehegatten	an	den	in	der	Ehezeit	erworbenen	Anrechten	
sicherstellen.	Dies	ist	gewährleistet,	wenn	im	Vergleich	zum	Anrecht	
der	ausgleichspflich-tigen	Person	

1.  für	die	ausgleichsberechtigte	Person	ein	eigenständiges		
und	entsprechend	gesichertes	Anrecht	übertragen	wird,	

2.  ein	Anrecht	in	Höhe	des	Ausgleichswerts	mit	vergleichbarer	
Wertentwicklung	entsteht	und	

3.  der	gleiche	Risikoschutz	gewährt	wird;	der	Versorgungsträger	
kann	den	Risikoschutz	auf	eine	Altersversorgung	
beschränken,	wenn	er	für	das	nicht	abgesicherte	Risiko	einen	
zusätzlichen	Ausgleich	bei	der	Altersversorgung	schafft.	

(2)	Für	das	Anrecht	der	ausgleichsberechtigten	Person	gelten	die	
Regelungen	über	das	Anrecht	der	ausgleichspflichtigen	Person	
entsprechend,	soweit	nicht	besondere	Regelungen	für	den	
Versorgungsausgleich	bestehen.	 22	



§	14	Externe	Teilung	
(1)	Das	Familiengericht	begründet	für	die	
ausgleichsberechtigte	Person	zulasten	des	Anrechts	der	
ausgleichspflichtigen	Person	ein	Anrecht	in	Höhe	des	
Ausgleichswerts	bei	einem	anderen	Versorgungsträger	
als	demjenigen,	bei	dem	das	Anrecht	der	
ausgleichspflichtigen	Person	besteht	(externe	Teilung).	
(2)	...	
(3)	…	
(4)	Der	Versorgungsträger	der	ausgleichspflichtigen	
Person	hat	den	Ausgleichswert	als	Kapitalbetrag	an	den	
Versorgungsträger	der	ausgleichsberechtigten	Person	zu	
zahlen.	
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§	31	Tod	eines	Ehegatten	
(1)	Stirbt	ein	Ehegatte	nach	Rechtskraft	der	Scheidung,	aber	
vor	Rechtskraft	der	Entscheidung	über	den	Wertausgleich	
nach	den	§§	9	bis	19,	so	ist	das	Recht	des	überlebenden	
Ehegatten	auf	Wertausgleich	gegen	die	Erben	geltend	zu	
machen.	Die	Erben	haben	kein	Recht	auf	Wertausgleich.	
(2)	Der	überlebende	Ehegatte	darf	durch	den	Wertausgleich	
nicht	bessergestellt	werden,	als	wenn	der	Versorgungsaus-
gleich	durchgeführt	worden	wäre.	Sind	mehrere	Anrechte	
auszugleichen,	ist	nach	billigem	Ermessen	zu	entscheiden,	
welche	Anrechte	zum	Ausgleich	herangezogen	werden.	
	
	
(1)	Das	Familiengericht	soll	beiderseitige	Anrechte	gleicher	Art	
nicht	ausgleichen,	wenn	die	Differenz	ihrer	Ausgleichswerte	
gering	ist.	
(2)	Einzelne	Anrechte	mit	einem	geringen	Ausgleichswert	soll	
das	Familiengericht	nicht	ausgleichen.	
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§	18	Geringfügigkeit	



§	33	Anpassung	wegen	Unterhalt	
(1)	Solange	die	ausgleichsberechtigte	Person	aus	einem	im	
Versorgungsausgleich	erworbenen	Anrecht	keine	laufende	
Versorgung	erhalten	kann	und	sie	gegen	die	ausgleichs-
pflichtige	Person	ohne	die	Kürzung	durch	den	Versorgungs-
ausgleich	einen	gesetzlichen	Unterhaltsanspruch	hätte,		
wird	die	Kürzung	der	laufenden	Versorgung	der	ausgleichs-
pflichtigen	Person	auf	Antrag	ausgesetzt.	
(2)	...	
(3)	Die	Kürzung	ist	in	Höhe	des	Unterhaltsanspruchs	
auszusetzen,	höchstens	jedoch	in	Höhe	der	Differenz	der	
beiderseitigen	Ausgleichswerte	aus	denjenigen	Anrechten	im	
Sinne	des	§	32,	aus	denen	die	ausgleichspflichtige	Person	eine	
laufende	Versorgung	bezieht.	
(4)	…	 25	



§	22	Anspruch	auf	Ausgleich	von	
Kapitalzahlungen	

	Erhält	die	ausgleichspflichtige	Person	Kapital-
zahlungen	aus	einem	noch	nicht	ausgeglichenen	
Anrecht,	so	kann	die	ausgleichsberechtigte	
Person	von	ihr	die	Zahlung	des	Ausgleichswerts	
verlangen.	Im	Übrigen	sind	die	§§	20	und	21	
entsprechend	anzuwenden.	
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§	25	Anspruch	gegen	den	Versorgungsträger	
	(1)	Stirbt	die	ausgleichspflichtige	Person	und	besteht		

ein	noch	nicht	ausgeglichenes	Anrecht,	so	kann	die	
ausgleichsberechtigte	Person	vom	Versorgungsträger		
die	Hinterbliebenenversorgung	verlangen,	die	sie	
erhielte,	wenn	die	Ehe	bis	zum	Tod	der	ausgleichs-
pflichtigen	Person	fortbestanden	hätte.	
(2)	...	
(3)	Die	Höhe	des	Anspruchs	ist	auf	den	Betrag	
beschränkt,	den	die	ausgleichsberechtigte	Person	als	
schuldrechtliche	Ausgleichsrente	verlangen	könnte.	
Leistungen,	die	sie	von	dem	Versorgungsträger	als	
Hinterbliebene	erhält,	sind	anzurechnen.	
(4)	§	20	Abs.	2	und	3	gilt	entsprechend.	
(5)	…	
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§	30	Schutz	des	Versorgungsträgers	
	(1)	Entscheidet	das	Familiengericht	rechtskräftig	über	den	

Ausgleich	und	leistet	der	Versorgungsträger	innerhalb	einer	
bisher	bestehenden	Leistungspflicht	an	die	bisher	berech-
tigte	Person,	so	ist	er	für	eine	Übergangszeit	gegenüber	der	
nunmehr	auch	berechtigten	Person	von	der	Leistungspflicht	
befreit.	Satz	1	gilt	für	Leistungen	des	Versorgungsträgers	an	
die	Witwe	oder	den	Witwer	entsprechend.	
(2)	Die	Übergangszeit	dauert	bis	zum	letzten	Tag	des	
Monats,	der	dem	Monat	folgt,	in	dem	der	
Versorgungsträger	von	der	Rechtskraft	der	Entscheidung	
Kenntnis	erlangt	hat.	
(3)	Bereicherungsansprüche	zwischen	der	nunmehr	auch	
berechtigten	Person	und	der	bisher	berechtigten	Person	
sowie	der	Witwe	oder	dem	Witwer	bleiben	unberührt.	 28	



§	4	Auskunftsansprüche	
	(1)	Die	Ehegatten,	ihre	Hinterbliebenen	und	Erben	

sind	verpflichtet,	einander	die	für	den	Versorgungs-
ausgleich	erforderlichen	Auskünfte	zu	erteilen.	
(2)	Sofern	ein	Ehegatte,	seine	Hinterbliebenen	oder	
Erben	die	erforderlichen	Auskünfte	von	dem	
anderen	Ehegatten,	dessen	Hinterbliebenen	oder	
Erben	nicht	erhalten	können,	haben	sie	einen	
entsprechenden	Auskunftsanspruch	gegen	die	
betroffenen	Versorgungsträger.	
…	
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(1)	Eine	Entscheidung	über	einen	öffentlich-rechtlichen	
Versorgungsausgleich,	die	nach	dem	Recht	getroffen	
worden	ist,	das	bis	zum	31.	August	2009	gegolten	hat,	
ändert	das	Gericht	bei	einer	wesentlichen	
Wertänderung	auf	Antrag	ab,	indem	es	die	in	den	
Ausgleich	einbezogenen	Anrechte	nach	den	§§	9	bis	19	
teilt.	
(2)	Die	Wertänderung	ist	wesentlich,	wenn	die	
Voraussetzungen	des	§	225	Abs.	2	und	3	des	Gesetzes	
über	das	Verfahren	in	Familiensachen	und	in	den	
Angelegenheiten	der	freiwilligen	Gerichtsbarkeit	
vorliegen,	wobei	es	genügt,	dass	sich	der	Ausgleichswert	
nur	eines	Anrechts	geändert	hat.	
…	
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(3)	Eine	Abänderung	nach	Absatz	1	ist	auch	dann	zulässig,	
wenn	sich	bei	Anrechten	der	berufsständischen,	betrieblichen	
oder	privaten	Altersvorsorge	(§	1587a	Abs.	3	oder	4	des	
Bürgerlichen	Gesetzbuchs	in	der	bis	zum	31.	August	2009	
geltenden	Fassung)	der	vor	der	Umrechnung	ermittelte	Wert	
des	Ehezeitanteils	wesentlich	von	dem	dynamisierten	und	
aktualisierten	Wert	unterscheidet.	Die	Aktualisierung	erfolgt	
mithilfe	der	aktuellen	Rentenwerte	der	gesetzlichen	
Rentenversicherung.	Der	Wertunterschied	nach	Satz	1	ist	
wesentlich,	wenn	er	mindestens	2	Prozent	der	zum	Zeitpunkt	
der	Antragstellung	maßgeblichen	monatlichen	Bezugsgröße	
nach	§	18	Abs.	1	des	Vierten	Buches	Sozialgesetzbuch	beträgt.	
(4)	Eine	Abänderung	nach	Absatz	3	ist	ausgeschlossen,	wenn	
für	das	Anrecht	nach	einem	Teilausgleich	gemäß	§	3b	Abs.	1	
Nr.	1	des	Gesetzes	zur	Regelung	von	Härten	im	Versorgungs-
ausgleich	noch	Ausgleichsansprüche	nach	der	Scheidung	
gemäß	den	§§	20	bis	26	geltend	gemacht	werden	können.	 31	
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(2)	Die	Wertänderung	ist	wesentlich,	wenn	die	Voraussetzungen	
des	§	225	Abs.	2	und	3	des	Gesetzes	über	das	Verfahren	in	
Familiensachen	und	in	den	Angelegenheiten	der	freiwilligen	
Gerichtsbarkeit	vorliegen,	wobei	es	genügt,	dass	sich	der	
Ausgleichswert	nur	eines	Anrechts	geändert	hat.	
	
	
	
(2)	Bei	rechtlichen	oder	tatsächlichen	Veränderungen	nach	dem	
Ende	der	Ehezeit,	die	auf	den	Ausgleichswert	eines	Anrechts	
zurückwirken	und	zu	einer	wesentlichen	Wertänderung	führen,	
ändert	das	Gericht	auf	Antrag	die	Entscheidung	in	Bezug	auf	dieses	
Anrecht	ab.	
(3)	Die	Wertänderung	nach	Absatz	2	ist	wesentlich,	wenn	sie	
mindestens	5	Prozent	des	bisherigen	Ausgleichswerts	des	Anrechts	
beträgt	und	bei	einem	Rentenbetrag	als	maßgeblicher	Bezugsgröße	
1	Prozent,	in	allen	anderen	Fällen	als	Kapitalwert	120	Prozent	der	
am	Ende	der	Ehezeit	maßgeblichen	monatlichen	Bezugsgröße	nach	
§	18	Abs.	1	des	Vierten	Buches	Sozialgesetzbuch	übersteigt.	 32	
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§	31	Tod	eines	Ehegatten	
(1)	Stirbt	ein	Ehegatte	nach	Rechtskraft	der	Scheidung,	
aber	vor	Rechtskraft	der	Entscheidung	über	den	
Wertausgleich	nach	den	§§	9	bis	19,	so	ist	das	Recht	des	
überlebenden	Ehegatten	auf	Wertausgleich	gegen	die	
Erben	geltend	zu	machen.	Die	Erben	haben	kein	Recht	
auf	Wertausgleich.	
	
	
	
(1)	Eine	Entscheidung	über	einen	öffentlich-rechtlichen	
Versorgungsausgleich,	die	nach	dem	Recht	getroffen	
worden	ist,	das	bis	zum	31.	August	2009	gegolten	hat,	
ändert	das	Gericht	bei	einer	wesentlichen	Wert-
änderung	auf	Antrag	ab,	indem	es	die	in	den	Ausgleich	
einbezogenen	Anrechte	nach	den	§§	9	bis	19	teilt.	
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§	95	SGB	XII	-	Feststellung	der	Sozialleistungen	
	
Der	erstattungsberechtigte	Träger	der	Sozialhilfe	
kann	die	Feststellung	einer	Sozialleistung	betreiben	
sowie	Rechtsmittel	einlegen.	

34	



§	54	HGB	–	[Handlungsvollmacht]		
(1)	Ist	jemand	ohne	Erteilung	der	Prokura	zum	Betrieb	
eines	Handelsgewerbes	oder	zur	Vornahme	einer	
bestimmten	zu	einem	Handelsgewerbe	gehörigen	Art	
von	Geschäften	oder	zur	Vornahme	einzelner	zu	einem	
Handelsgewerbe	gehöriger	Geschäfte	ermächtigt,	so	
erstreckt	sich	die	Vollmacht	(Handlungsvollmacht)	auf	
alle	Geschäfte	und	Rechtshandlungen,	die	der	Betrieb	
eines	derartigen	Handelsgewerbes	oder	die	Vornahme	
derartiger	Geschäfte	gewöhnlich	mit	sich	bringt.	
(2)	Zur	Veräußerung	oder	Belastung	von	Grundstücken,	
zur	Eingehung	von	Wechselverbindlichkeiten,	zur	
Aufnahme	von	Darlehen	und	zur	Prozessführung	ist	der	
Handlungsbevollmächtigte	nur	ermächtigt,	wenn	ihm	
eine	solche	Befugnis	besonders	erteilt	ist.	 35	



§	59	FamFG	-	Beschwerdeberechtigte	
(1)	Die	Beschwerde	steht	demjenigen	zu,	der	durch	den	
Beschluss	in	seinen	Rechten	beeinträchtigt	ist.	

	
	

	
Ein	Beteiligter	kann	sich	der	Beschwerde	anschließen,	
selbst	wenn	er	auf	die	Beschwerde	verzichtet	hat	oder	
die	Beschwerdefrist	verstrichen	ist;	die	Anschließung	
erfolgt	durch	Einreichung	der	Beschwerdeanschluss-
schrift	bei	dem	Beschwerdegericht.	Die	Anschließung	
verliert	ihre	Wirkung,	wenn	die	Beschwerde	zurück-
genommen	oder	als	unzulässig	verworfen	wird.	
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§	117	FamFG	-	Rechtsmittel	in	Ehe-	und	
Familienstreitsachen	

	
	
(1)	In	Ehesachen	und	Familienstreitsachen	hat	der	
Beschwerdeführer	zur	Begründung	der	Beschwerde	einen	
bestimmten	Sachantrag	zu	stellen	und	diesen	zu	
begründen.	...	§	520	Abs.	2	Satz	2	und	3	sowie	§	522	Abs.	1	
Satz	1,	2	und	4	der	Zivilprozessordnung	gelten	
entsprechend.	

	
	

	

(1)	Das	Berufungsgericht	hat	von	Amts	wegen	zu	prüfen,	
ob	die	Berufung	an	sich	statthaft	und	ob	sie	in	der	
gesetzlichen	Form	und	Frist	eingelegt	und	begründet	ist.	
Mangelt	es	an	einem	dieser	Erfordernisse,	so	ist	die	
Berufung	als	unzulässig	zu	verwerfen.	Die	Entscheidung	
kann	durch	Beschluss	ergehen.	Gegen	den	Beschluss	findet	
die	Rechtsbeschwerde	statt.	
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Zurückweisungsbeschluss	

	



Danke,	danke,	danke	

für	Ihre	geschätzte	
Aufmerksamkeit!	


